
wäre eine staatliche Zwangsverwal-
tung. Aus dieser Sicht ist eine aktive 
Wahlbeteiligung für die Standesver-
tretung zwingend und stellt dabei 
ein Minimum an berufspolitischer 
Aktivität dar. Und nur durch die Wahl 
können die sächsischen Ärzte ihre 
Vertretung bestimmen. In vier Jahren 
haben Sie wieder die Möglichkeit 
dazu.

Tabelle 1: Wahlbeteiligung nach Region

	 Wahlkreis	 Betei-

	 	 ligung 

	 	 in %

Chemnitz	 Chemnitz Stadt	 47,15

 	 Annaberg	 57,45

 	 Aue-Schwarzenberg	 51,47

 	 Chemnitzer Land	 50,92

 	 Freiberg	 54,83

 	 Mittlerer Erzgebirgskreis	 60,61

 	 Mittweida	 54,77

 	 Plauen	 43,18

 	 Stollberg	 51,98

 	 Vogtlandkreis	 51,54

 	 Zwickau Stadt	 49,26

 	 Zwickauer Land	 47,49

Dresden	 Dresden Stadt	 40,24

 	 Bautzen	 51,88

 	 Görlitz	 45,36

 	 Hoyerswerda	 38,14

 	 Kamenz	 45,83

 	 Löbau-Zittau	 52,34
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Befragung von  
Weiterbildungs
kandidaten

Weiterbildung zum Facharzt ist eine 
der wesentlichsten qualitätssichern
den Maßnahmen, welche die deut-
sche Ärzteschaft vornimmt. Viele Län
der der Erde beneiden uns um unser 
System der Weiterbildungsordnun
gen. Mancher der Kandidaten ist sicher 
auch oft ob der vielen Anforderun
gen entmutigt. Ist die Prüfung aber 
geschafft, dann ist der nächste Kar
rieresprung meist sicher. 

Die Sozialgesetzgebung schreibt für 
Klinik und Praxis bisher den soge-
nannten „Facharztstandard“ vor.
Unter dem Eindruck des entstehen-
den Ärztemangels (im Übrigen nicht 
nur, aber bereits jetzt in den fünf 

„neuen“ Bundesländern) wird vieler-
orts nach Auswegen gesucht. Hier 
sind Modelle in den Köpfen der Pro-
tagonisten, welche „arztentlastend“ 
oder sogar „arztersetzend“ wirken 

können und werden. Ich darf nur an 
die „moderne Gemeindeschwester“ 
erinnern.

Verpflichtend ist seit dem Gesetz zur 
Stärkung des Wettbewerbes in der 
GKV für alle Ebenen der medizini
schen Betreuung in der BRD ein Qua-
litätsmanagement vorgeschrieben. In 
der Diskussion um Tätigkeiten, die 
dem Arzt vorbehalten sind oder dele-
giert werden können, werden Stim-
men laut, die ärztliches Fachwissen 
anzweifeln, wenn es allein mit der 
Facharztqualifikation begründet wird. 
Es wird behauptet, dass qualitativ 
ebenso hochwertige Leistungen er
bracht werden können, wenn spezi-
ell qualifizierte nichtärztliche Kräfte 
dies ausreichend trainiert haben. Auf 
welch fruchtbaren Boden dies bei 
Ökonomen fällt, beweisen die zum 
jetzigen Zeitpunkt auf Druck der 
ärztlichen Berufsvertretungen aller-
dings eingestellten Versuche von pri-
vatwirtschaftlich arbeitenden Klini
ken nichtärztliche Anästhesie- oder 
Operationsassistenten auszubilden 

und einzusetzen. Wir Ärzte mögen 
dabei bedenken, dass uns immer die 
Last der Haftungsrisiken zufällt.

Vielfach wurde seit Jahren immer 
wieder im Hause der Sächsischen Lan
desärztekammer der Vorwurf einer 
schlechten Facharztweiterbildung im 
Lande laut. Geeignete Beweise dafür, 
außer persönlichen Schilderungen, 
konnten dabei nicht herangezogen 
werden. Unter meiner Federführung 
hat der Vorstand der Sächsischen 
Landesärztekammer mit Wissen des 
Ausschusses Weiterbildung eine Kurz
befragung von Prüfungskandidaten 
vorgenommen. Die Ergebnisse sind 
sicher nicht repräsentativ, aber ermu-
tigend. 

Es wurden im Zeitraum 1. 12. 2005 
bis 31. 12. 2005 bei 127 durchgeführ
ten Prüfungen zum Facharzt oder 
Schwerpunkt 116 Fragebögen unmit-
telbar vor der Prüfung an die Kandi-
daten ausgegeben. 94 Bögen mit 
Fragen nach Fachgebiet, Bewertung 
der Weiterbildung in einer Skala von 

Abb. 4: Wahlbeteiligung nach akademischem Grad

 	

	 Wahlkreis	 Betei-

	 	 ligung 

	 	 in %

	 Meißen-Radebeul	 40,95

 	 Niederschl. Oberlausitzkreis	 50,84

 	 Riesa-Großenhain	 46,02

 	 Sächsische Schweiz	 41,62

 	 Weißeritzkreis	 38,04

Leipzig	 Leipzig Stadt	 42,97

 	 Delitzsch	 40,19

 	 Döbeln	 44,98

 	 Leipziger Land	 50,43

 	 Muldentalkreis	 55,38

 	 Torgau-Oschatz	 49,85

Prof. Dr. med. habil. Jan Schulze
Präsident

PD Dr. jur. Dietmar Boerner
Landeswahlleiter
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1 (sehr unzufrieden) bis 10 (sehr 
zufrieden) und Möglichkeit zur 
schriftlichen Äußerung erhielten wir 
zurück. Dabei konnten von 60 im 
Jahr zu prüfenden Fachgebieten und 
Schwerpunkten 20 mit einem pro-
zentualen Anteil auf das Jahr von 
ca.10 bis 20 Prozent abgefragt wer-
den.

Die Bewertung nach Zufriedenheit 
mit der Weiterbildung lag im Mittel 
bei 7. Am schlechtesten wurde die 
Weiterbildung im Fachgebiet Gynä-
kologie/Geburtshilfe mit 5,7 und am 
besten im Schwerpunkt Thoraxchi-
rurgie mit 10 dargestellt.

Wesentliche positive schriftliche Äuße
rungen waren:
■	 gute Teams,
■	 eine breite Ausbildung in Theorie 

wie auch in der Praxis,
■	 Kollegialität und
■	 Vorbereitungskurse.

Negativ wurden angemerkt:
■	 die Arbeitsbelastung,
■	 Bürokratie,

■	 Ausnutzung der Arbeitskraft,
■	 fehlende Weiterbildungspläne 

und Stellenengpässe,
■	 fehlende Rückkopplung zum Wei

terbilder,
■	 geringe Bezahlung.
Keiner der Kandidaten äußerte sein 
Unbehangen gegenüber der Befra-
gung. Insgesamt war zumindest 
schlaglichtartig überwiegende Zufrie-
denheit mit der Weiterbildung fest-
zustellen.

Dies veranlasste den Vorstand eine 
repräsentative Befragung über ein Jahr 
(1. 1. 2007 bis 31. 12. 2007) durch
zuführen um alle Facharzt-, Schwer
punkt- und Zusatzkompetenzen zu 
beleuchten. Gleichzeitig stellen wir 
jetzt auch Fragen zum Arbeitsumfeld. 
Wohl wissend, dass die Kandidaten 
von Prüfungsstress gekennzeichnet 
sind, haben wir uns verständigt die 
Fragebögen zur Prüfung mit der Bitte 
um Rückgabe, natürlich anonym, 
auszugeben. Die Befragung erfolgt 
in einer maschinenlesbaren Form, 
um die große Menge an Daten bes-
ser verarbeiten zu können.

Interessant wird in ein paar Jahren 
sein, ob und welche Veränderungen 
durch die neue Weiterbildungsord-
nung (vom 1. 1. 2006) spürbar wer-
den. Ich erinnere in diesem Zusam-
menhang daran, dass nunmehr zum 
Beispiel ein regelmäßiges Gespräch 
mit dem Weiterbilder wie auch die 
Dokumentation des Weiterbildungs-
standes in den als Tabelle (http://
www.slaek.de/30weiterbi/20richtlinien/ 
richtlinneu/index.html) erhältlichen 

„Richtlinien zur Weiterbildung“ erfolgt.
Ich darf alle Kandidaten einer Prü-
fung im Rahmen der Weiterbildung 
in der Sächsischen Landesärztekam-
mer herzlich bitten, diesen Fragebo-
gen, trotz der Prüfungssituation aus-
zufüllen.

Wir erhalten hiermit einen sicheren 
Hinweis auf gegebenenfalls notwen-
dige Korrekturen und können gleich-
zeitig einen Nachweis über die er
brachte Qualität der Weiterbildung 
zusätzlich zu den Prüfungsgesprä
chen führen.

Erik Bodendieck
Vorstandsmitglied

Primärprävention 
des Diabetes  
mellitus – sinnvoll – 
effektiv – umsetzbar
P. E. H. Schwarz1, S. R. Bornstein1, 

J. Schulze1

1 Medizinische Klinik III, 

Universitätsklinikum Carl Gustav Carus 

der Technischen Universität Dresden, 

Fetscherstraße 74, 01307 Dresden

Zusammenfassung
Wir stehen nach wie vor – bedingt 
durch die Zunahme der Zahl von 
Patienten mit Diabetes mellitus Typ 2 
– vor einem schwerwiegenden medizi
nischen, sozialen und ökonomischen 
Problem. Der beste Weg, Diabetes zu 
heilen, ist ihn zu verhindern. Meh-
rere große internationale Studien 
belegen, dass die Prävention des Dia-
betes mellitus und der Begleitkom-

plikationen erfolgreich durchführbar 
und kosteneffektiv ist. Internationale 
Studien belegen, dass Lebensstilände
rungen oder frühe medikamentöse 
Interventionen bei Risikopersonen in 
25 bis 60 Prozent einen diabetesprä-
ventiven Effekt und aller Wahrschein-
lichkeit nach auch eine signifikante 
Reduktion des kardiovaskulären Risi-
kos zur Folge haben. Diese Studien 
bilden die Evidenzbasis – entschei-
dend ist aber die praktische und flä-
chendeckende Umsetzung in Pro-
grammen zur Diabetes-Prävention 
auf der Leistungsebene im Gesund-
heitssektor. 
In Sachsen haben wir die Chance, ein 
Programm zur Prävention des Diabe-
tes mellitus seit April umzusetzen. Um 
das zu realisieren, sind viele Partner 
nötig, die  interdisziplinär und berufs
gruppenübergreifend kooperieren. 
Unter der Schirmherrschaft des Nati-
onalen Aktionsforums Diabetes mel-

litus (NAFDM) wurden wichtige Vor
aussetzungen für ein Nationales Prä-
ventionsprogramm erarbeitet. Ent-
scheidend ist die Implementierung 
einer derzeit erarbeiteten Leitlinie zur 
Diabetes-Prävention, die Ziele und 
Standards für konkrete Interventions-
maßnahmen sowie Evaluationskrite-
rien beinhaltet. Zudem sieht das Kon
zept in zentraler Rolle einen Präven-
tionsmanager und eine prozessbe-
gleitende Qualitätskontrolle vor.
Die Implementierung von struktu-
rierten Präventions-Managementpro-
grammen ermöglicht eine flächen-
deckende Realisierung der Diabetes
prävention, ohne das Gesundheits-
budget stark zu belasten. Die 
Herausforderung bedarf der aktiven 
Zusammenarbeit vieler Partner und 
ist nur langfristig erfolgreich umzu-
setzen, bedeutet aber ein lohnendes 
Investment für Risikopersonen, die 
klinische und wissenschaftliche Diabe
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